
DIE LINKE. Sachsen
2. Tagung des 16. Landesparteitages 14. Mai 2022

A. Leitantrag

A.1. Parteireform: „Mit neuen Ansätzen zu alter Stärke“

ÄA.1.2. Änderungsantrag: Ergänzung des Kapitels „gelebte Inklusion
nach innen“

Einreicher*innen: Birger Höhn, Landesinklusionbeauftragter

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen:

Ergänzung ab Zeile 330:

Genau wie es bereits im Bereich für Frauen und auch im BiPoc steht, müssen auch die Anstrengungen zu 
mehr Inklusion im Landesverband deutlich verstärkt werden.

Barrierefreiheit muss auf allen Ebenen des Landesverbandes eine Selbstverständlichkeit sein und die 
Teilhabe von behinderten GenossInnen am Parteileben muss vollumfänglich gewährt werden. 

Darüber hinaus muss immer wieder bewusst gemacht werden, das behinderte Menschen ein sehr buntes 
und breites Spektrum und ebenso ihre individuellen Bedarfe an Barrierefreiheit. Und diesen 
unterschiedlichen Bedarfen ist in vollem Umfang Rechnung zu tragen. Auf jeder Ebene.

Außerdem muss klar gemacht werden, dass Inklusion alle Menschen und alle politischen Themenbereiche 
betrifft: Von der Arbeitswelt, Gesundheit, Bildung,  Wohnen, öffentlicher Personen Nahverkehr, Freizeit, bis 
hin zu Trigger Themen wie sexualisierte Gewalt (von der übrigens behinderte Frauen nochmal stärker 
betroffen sind, als nichtbehinderte) oder der Aufklärung von sämtlichen Diskriminierungsformen, die man bei
behinderten Menschen Ableismus nennt. 

Zu diesen beiden Themenkomplexen ist es erforderlich, Schulungen oder entsprechende Veranstaltungen in 
jedem Kreis- oder Stadtverband durchzuführen, um das Bewusstsein der Partei dafür zu stärken. Diese 
sollten unbedingt mit Peers besetzt werden, um eine glaubwürdige und authentische Vermittlung zu 
gewährleisten.

Damit alle diese Ziele umgesetzt und verwirklicht werden können, muss ein Teilhabeplan für progressive und
auf dem Peer Gedanken fokussierende Behindertenpolitik etabliert werden,  der  auf allen Ebenen und mit 
allen Ebenen erarbeitet wird und der möglichst bindenden Charakter hat. 

Begründung:

erfolgt mündlich

Entscheidung des Landesparteitages:


